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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Verteidigung 
(5. Ausschuß) 

über den von der Fraktion der DP eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Aufhebung des Personalgutachterausschuß- 

Gesetzes 

- Drucksache 53 - 


A. Bericht des Abgeordneten Schmidt (Hamburg) 


Der Deutsche Bundestag hat in seiner 7. Sitzung 
vom 16. Januar 1958 den von der Fraktion der DP 
eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur Aufhe- 
bung des Personalgutachterausschuß-Gesetzes — 
Drucksache 53 — dem Ausschuß für Verteidigung 
federführend und dem Haushaltsausschuß zur Mit- 
beratung überwiesen. Der Ausschuß für Verteidi- 
gung hat sich in zwei Sitzungen, der Haushaltsaus- 
schuß in einer Sitzung mit dem Gesetz befaßt. Der 
Verlauf und das Ergebnis der Verhandlungen wird 
den Mitgliedern des Deutschen Bundestages durch 
den nachstehenden Bericht zur Kenntnis gebracht: 

1. Allgemeines 

Am 23. Juli 1955 Unterzeichnete der Bundespräsi- 
dent das „Gesetz über den Personalgutachteraus- 
schuß für die Streitkräfte (Personalgutachteraus- 
schuß-Gesetz", das am 25. Juli 1955 im Bundes- 
gesetzblatt (I S. 451) verkündet wurde und am 
26. Juli 1955 in Kraft trat. Das Gesetz war die 
Rechtsgrundlage für die Berufung eines unabhängi- 
gen Ausschusses von 30 bis 40 Mitgliedern, dem die 
Aufgabe erteilt wurde (§ 1), 

1. Soldaten, die für die Einstellung mit dem Dienst- 
grad vom Obersten an aufwärts vorgesehen sind, 
auf ihre persönliche Eignung zu prüfen, 

2. Richtlinien vorzuschlagen, nach denen die per- 
sönliche Eignung der übrigen Soldaten geprüft 
wird. 

Die Einstellung eines der unter 1. genannten Sol- 
daten sollte davon abhängen, ob der Ausschuß die 
persönliche Eignung dieses Bewerbers bejaht. 


In haushaltsrechtlicher Hinsicht sind die Mitglie- 
, der des Personalgutachterausschusses den Abgeord- 
! neten des Bundestages gleichgestellt. Diese Rege- 
j lung fand ihren Niederschlag ursprünglich lediglich 
: im Haushaltsgesetz, wurde jedoch späterhin noch 
I im „Gesetz zur Ergänzung des Personalgutachter- 
I ausschuß-Gesetzes" vom 6. November 1956 (BGBL I 
; S. 843) rückwirkend niedergelegt, indem dem § 3 
I des Personalgutachterausschuß-Gesetzes ein Absatz 5 
I folgenden Wortlauts angefügt wurde: 

„(5) Die Mitglieder des Personalgutachteraus- 
schusses erhalten eine Aufwandsentschädigung und 
Tagegelder in derselben Höhe, wie sie den Mit- 
gliedern des Deutschen Bundestages gewährt wer- 
■ den." 

Die den Mitgliedern des Personalgutachteraus- 
schusses zustehende Vergütung setzt sich somit 
aus der festen monatlichen Aufwandsentschädigung 
^ und darüber hinaus aus den Tagegeldern zusam- 
I men, die sich nach der Zahl der Sitzungen er- 
! rechnen. 

Das Personalgutachterausschuß-Gesetz sieht eine 
ausdrückliche Befristung des Auftrags für den Per- 
I sonalgutachterausschuß nicht vor. Aus der Aufgabe 
I des Personalgutachterausschusses, Soldaten be- 
I stimmter Dienstgrade zu prüfen, die „für die Ein- 
I Stellung .... vorgesehen sind", ergibt sich indes- 
sen, daß der Ausschuß nur solange existieren soll, 

^ als die fraglichen Einstellungen bei der Bundeswehr 
und somit die vorausgehende Prüfung der Bewerber 
durch den Personalgutachterausschuß in Betracht 
kommen. Insoweit hat beim damaligen Ausschuß 
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für Fragen der europäischen Sicherheit, der das Per- 
sonalgutachterausschuß-Gesetz federführend bera- 
ten hat, Einigkeit bestanden (siehe Bericht des Abg. 
Schmidt [Hamburg] — 2. Deutscher Bundestag, Pro- 
tokoll der 99. Sitzung vom 15. Juli 1955 S. 5530). 

Der Personalgutachterausschuß hat seine haupt- 
sächliche Tätigkeit inzwischen beendet und über 
seine bisherige Tätigkeit einen zusammenfassenden 
Bericht erstattet, der in der Drucksache 109 vorliegt. 
Der Bericht wurde erstattet, „nachdem das Bundes- 
verteidigungsministerium erklärt hat, daß es dem 
Personalgutachterausschuß weitere Bewerbungsfälle 
nicht vorlegen wird" (Schlußbetrachtung Seite 16 
des vorgenannten Berichtes). 

Die Antragsteller nahmen diesen Bericht zum An- 
laß, den Entwurf eines Gesetzes zur Aufhebung des 
Personalgutachterausschuß-Gesetzes, dem sie bereits 
bei seiner Verabschiedung ihre Zustimmung versagt 
hatten, einzubringen. Sie sind der Auffassung, daß 
der Ausschuß keine weiteren Aufgaben mehr zu 
erfüllen hat. Insbesondere sind sie der Ansicht, daß 
eine nachträgliche Überprüfung bereits eingestellter 
Bewerber auf Grund nachträglich geschaffener Be- 
stimmungen über die Handhabung der Einstellungs- 
richtlinien nicht stattfinden darf. Demgegenüber be- 
steht die Auffassung des Personalgutachterausschus- 
ses, daß er als Institution noch in Anspruch ge- 
nommen werden könnte, da ein ehemaliger Oberst 
und Oberstleutnant im Bundesgrenzschutz gegen 
seine durch das negative Urteil des Personalgutach- 
terausschusses bedingte Ablehnung Verwaltungs- 
klage erhoben hat. 

Diese gegensätzlichen Argumente sowie Mei- 
nungsverschiedenheiten über die durch das Per- 
sonalgutachterausschuß-Gesetz geschaffene Rechts- 
natur des Ausschusses konnten des weiteren uner- 
örtert bleiben, da die Bundesregierung keine ver- 
bindliche Erklärung darüber abgeben konnte, daß 
im weiteren Verlauf der Aufstellungsphase end- 
gültig keine weitere Einstellung von Obersten usw. 
mehr vorgenommen und damit jede weitere Über- 
prüfung entfallen würde. Eine solche Erklärung war 
schon deswegen nicht möglich, weil es z. B. nicht 
auszuschließen ist, daß den Bundesminister für Ver- 
teidigung aus dem Ressort des Bundesministers des 
Innern noch während der Aufstellungsphase der 
Bundeswehr, die unbestrittenermaßen noch einige 
Jahre läuft, Wiedergutmachungsbescheide errei- 
chen, welche die mögliche Einstellung bestimmter 
Bewerber erheischen. Alle Fraktionen mit Aus- 
nahme der Antragsteller waren sich daher einig, 
daß der Personalgutachterausschuß mindestens so- 
lange weiterbestehen soll, bis eine eindeutige Klä- 
rung möglich ist, daß nunmehr eine weitere Ein- 
stellung von Obersten und Generalen keinesfalls 
mehr in Betracht kommt. Dabei waren sich die 
Fraktionen darüber im klaren, daß die Arbeit des 
Ausschusses im wesentlichen abgeschlossen ist und 
die praktische Weiterarbeit nur noch in äußerst 
beschränktem Rahmen in Betracht kommen wird. 
Der Personalgutachterausschuß soll aber aufrecht- 
erhalten werden, damit er im etwaigen Bedarfsfälle 
zusammentreten kann. 

Die Fraktionen waren — wiederum mit Ausnahme 
der Antragsteller ■ — einhellig der Ansicht, daß eine 


andere Regelung hinsichtlich der Vergütung für die 
, Mitglieder des Personalgutachterausschusses getrof- 
, fen werden müsse als bisher. Ein Antrag der Abg 
I Dr. Jaeger und Merten, demzufolge die monatliche 
feste Aufwandsentschädigung entfällt und dafür ein 
erhöhtes Sitzungsgeld für etwaige Sitzungen vor- 
zusehen ist nebst einer Reisekostenvergütung der 
für Bundesbeamte geltenden Höchststufe, fand da- 
her die Billigung der überwiegenden Mehrheit des 
Verteidigungsausschusses sowie diejenige des mit- 
beratenden Haushaltsausschusses. 

In diesem Zusammenhang darf bemerkt werden, 
daß die technischen Arbeiten für den- Personalgut- 
! achterausschuß bereits jetzt vom Bundespräsidial- 
! amt wahrgenommen werden, das Büro und Personal 
i zur Verfügung stellt. 

Einer Anregung von seiten des Personalgut- 
achterausschusses folgend, hat der Verteidigungs- 
ausschuß in Übereinstimmung mit dem Haushalts- 
ausschuß einer erheblichen Beschränkung der im 
Personalgutachterausschuß - Gesetz vorgesehenen 
Mindestzahl von 30 Mitgliedern zugestimmt Ein 
diesbezüglicher Antrag wurde vom Abgeordneten 
Dr. Seffrin gestellt. Dem Antrag liegt der Gedanke 
zugrunde, daß es nicht sinnvoll sei, — aus welchem 
Grunde immer — ausscheidende Mitglieder des 
Ausschusses in diesem Stadium der auslaufenden 
Ausschußarbeit durch die Berufung neuer Mitglie- 
! der zu ersetzen. Auf der anderen Seite ist eine ge- 
' wisse nicht zu niedrig liegende Mindestzahl von 
, Mitgliedern aufrechtzuerhalten, um die gestellte 
Aufgabe ordnungsgemäß erfüllen zu können. 

I Schließlich konnte die Überschrift des Gesetzent- 
wurfs der Antragsteller, der auf die Aufhebung 
des Personalgutachterausschusses hinzielte, nicht 
aufrechterhalten werden. Der federführende Ver- 
teidigungsausschuß und der mitberatende Haus- 
haltsausschuß haben, ohne die Antragsteller, einer 
Änderung der Überschrift zugestimmt, aus der er- 
sichtlich ist, daß es sich lediglich um eine Ände- 
rung, nicht aber um eine Aufhebung des Personal- 
gutachterausschuß-Gesetzes handelt. 

In der Schlußabstimmung hat der Ausschuß für 
Verteidigung dem Gesetzentwurf mit den erwähn- 
ten Änderungen gegen die Stimme der Antragstel- 
ler zugestimmt. 

II. Die einzelnen Bestimmungen 
Zu Artikel 1 

Die Formulierung entspricht dem Wortlaut des 
von den Abg. Dr. Jaeger und Merten eingebrachten 
Antrages, der in der Nr. 1 durch einen Antrag des 
Abgeordneten Dr. Seffrin ergänzt wurde. Die Min- 
destzahl von zehn Ausschußmitgliedern wurde für 
notwendig, aber auch für ausreichend gehalten, um 
noch eine reibungslose und der Intention des Ge- 
setzes entsprechende Arbeit zu gewährleisten. Der 
Vorschlag für diese Zahl ging vom Vorsitzenden 
; des Personalgutachterausschusses aus. Der Ausschuß 
I für Verteidigung hat dem Vorschlag zugestimmt, 

I der mitberatende Haushaltsausschuß hat sich dem 
angeschlossen. 
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Nr. 2 sieht eine Aufwandsentschädigung von 
70 DM für jeden Sitzungstag vor. Die Erhöhung 
wurde für angemessen erachtet, nachdem die feste, 
monatliche Aufwandsentschädigung entfällt. Der 
Ausschuß hält diesen Satz auch im Hinblick auf das 
Gesetz zur Änderung und Ergänzung kostenrecht- 
licher Vorschriften vom 26. Juli 1957 (BGBl. I S. 861) 
für gerechtfertigt, das eine analoge Regelung ent- 
hält. Der Haushaltsausschuß hat auch diesem Vor- 
schlag zugestimmt, nachdem er festgestellt hatte, 
daß „die Höhe dieser Einschätzung sich aus der 
Summe der Monatspauschale und der Tagegelder, 
dividiert durch die Monatstage, ergeben hat" (Kurz- 
protokoll der 7. Sitzung des Haushaltsausschusses 
vom 26. Februar 1958, S. 12). 

Bezüglich der Reisekosten sah der Beschluß des 
Verteidigungsausschusses vor, daß die Mitglieder 
des Personalgutachterausschusses die höchste Stufe 
entsprechend den für Bundesbeamte geltenden Be- 
stimmungen in Anspruch nehmen können sollen. Zu 
diesem Punkt hielt es der Haushaltsausschuß in- 
dessen für geboten, sicherzustellen, daß nur die 
reinen Fahrkosten ersetzt werden. Er schlug eine 


j Ergänzung der vom Verteidigungsausschuß vor- 
I gesehenen Formulierung dahingehend vor, daß auf 
die bestehenden „Grundsätze über die Reisekosten- 
I abfindung der Mitglieder von Ausschüssen usw. bei 
! den obersten Bundesbehörden" Bezug genommen 
wird. Der Verteidigungsausschuß hat der entspre- 
chenden Formulierung, wie sie nunmehr in § 1 Nr. 2 
erscheint, zugestimmt. 

Zu Artikel 2 
Entfällt. 

Zu Artikel 3 

Als Tag des Inkrafttretens des Gesetzes wurde 
aus Zweckmäßigkeitsgründen der Beginn des Haus- 
haltsjahres gewählt. 

Bonn, den 27. Februar 1958 

Schmidt (Hamburg) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 53 — in der aus 
der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung mit der Überschrift „Entwurf eines Zweiten 
Gesetzes zur Änderung des Personalgutachteraus- 
schuß-Gesetzes" anzunehmen. 

Bonn, den 27. Februar 1958 

Der Ausschuß für Verteidigung 

Dr. Jaeger Schmidt (Hamburg) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Fraktion der DP eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Aufhebung des Personalgutachterausschuß- 

Gesetzes 

- Drucksache 53 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Verteidigung 

(5. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes zur Aufhebung 
des Personalgutachterausschuß-Gesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Der Personalgutachterausschuß ist aufzulösen. 


§ 2 

Das Gesetz über den Personalgutachterausschuß 
für die Streitkräfte (Personalgutachterausschuß- 
Gesetz) vom 23. Juli 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 451) 
tritt mit Ablauf des 31. Dezember 1957 außer Kraft. 

§ 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung 
des Personalgutachterausschuß-Gesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über den Personalgutachterausschuß 
für die Streitkräfte (Personalgutachterausschuß- 
Gesetz) vom 23. Juli 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 451) 
in der Fassung des Gesetzes zur Ergänzung des 
Personalgutachterausschuß-Gesetzes vom 6. Novem- 
ber 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 843) wird wie folgt 
geändert: 

1. § 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Der Personalgutachterausschuß besteht aus 
mindestens zehn Mitgliedern." 

2. § 3 Abs. 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Die Mitglieder des Personalgutachteraus- 
schusses erhalten für jeden Sitzungstag eine 
Aufwandsentschädigung von 70 Deutsche Mark. 
Ferner steht ihnen Reisekostenvergütung der 
höchsten Stufe entsprechend den für Bundes- 
beamte geltenden Vorschriften zu unter Beach- 
tung der Grundsätze für die Reisekostenabfin- 
dung der Mitglieder von Ausschüssen usw. bei 
den Obersten Bundesbehörden." 

Artikel 2 

entfällt 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am 1. April 1958 in Kraft. 
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